
D
ie Entw

icklung ist alarm
ierend:

M
ehr 

als 
500.000 

Schw
eden

sind inzw
ischen positiv auf das

C
oronavirus getestet w

orden. D
ie Zahl

der C
ovid-Toten ist auf m

ehr als 10.000
gestiegen. Es sieht so aus, als w

ären das
Infektionsgeschehen und dessen Folgen
außer Kontrolle geraten. 
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Bezogen auf die G
esam

tbevölkerung
von rund zehn M

illionen M
enschen,

steht das skandinavische Land deutlich
schlechter 

da 
als 

D
eutschland: 

In
Schw

eden ist die Zahl der Todesfälle
m

indestens 
doppelt 

so 
hoch. 

D
er

schw
edische König C

arl XVI. G
ustaf hat

die Situation vor W
ochen in einem

 ver-
nichtenden Satz zusam

m
engefasst: „Ich

denke, w
ir sind gescheitert.“

M
it der w

achsenden Zahl von Infi-
zierten und Toten nim

m
t das Vertrauen

der Schw
eden in ihre Regierung ab. Zu

Beginn 
der 

C
orona-Krise 

w
aren 

sie
noch zuversichtlich gew

esen, dass der
Staat sie beschützen w

erde. D
as Land

schlug einen viel beachteten, aber auch
um

strittenen Sonderw
eg ein – m

it ver-
gleichsw

eise gem
äßigten Einschränkun-

gen des öffentlichen Lebens und Appel-
len an die Vernunft der Bürger, auf Ab-
stand 

zu 
achten. 

Staatsepidem
iologe

Anders Tegnell bestim
m

te den Kurs. Es
gab w

eder einen Lockdow
n noch eine

M
askenpflicht. 

Restaurants 
und 

G
e-

schäfte blieben offen, Besuche in Alten-
und Pflegeheim

en aber w
aren m

onate-
lang verboten. 

D
ennoch starben vor allem

 die alten
und 

hochbetagten 
M

enschen 
ausge-

rechnet in jenen Pflegeeinrichtungen,
w

o sie doch eigentlich um
sorgt w

erden
sollten. D

as hat das Land erschüttert
und führte zu einem

 erheblichen M
iss-

trauen in der Bevölkerung: Laut einer
aktuellen U

m
frage haben derzeit nur

noch knapp 20 Prozent der Schw
eden

Vertrauen in die Altenpflege. Für die
schw

edische Ö
ffentlichkeit w

ar und ist
es auch schw

er zu ertragen, dass in den
skandinavischen N

achbarländern D
äne-

m
ark,N

orw
egen und Finnland die C

o-
rona-M

aßnahm
en erfolgreicher und die

Fallzahlen niedriger sind.
D

er 
Konstanzer 

Skandinavienfor-
scher Sven Jochem

 sieht die schw
edi-

sche G
esellschaft als Folge dieser Ent-

w
icklungen bereits vor entscheidenden

Veränderungen. „D
ie Schw

eden verlie-

ren das Vertrauen in den W
ohlfahrts-

staat“, 
sagt 

Jochem
. 

Jahrzehntelang
hatte die Bevölkerung akzeptiert, ver-
gleichsw

eise hohe Steuern zu zahlen.
Im

 G
egenzug garantierte der Staat ein

verlässliches G
esundheits- und Renten-

system
, auch für die Versorgung der Al-

ten w
urde gesorgt. D

iese Sicherheit ließ
bislang viel Freiraum

 für ein selbstbe-
stim

m
tes, freiheitliches Leben. D

och
angesichts der C

orona-Zahlen reagierte
die Regierung in Stockholm

 nun m
it un-

gew
öhnlich restriktiven M

aßnahm
en.

Seit einer W
oche ist ein zunächst bis

Ende Septem
ber befristetes Pandem

ie-
gesetz in Kraft. Es begrenzt die Zahl der
Personen in Einkaufszentren, Fitness-
studios und G

aststätten. D
ie Regierung

hat jetzt erstm
als überhaupt die recht-

liche M
öglichkeit, einen Lockdow

n zu
verhängen, sollte sich das C

oronavirus
w

eiter ausbreiten. Auch können bei Ver-
stößen gegen die Vorschriften nun Buß-
gelder verhängt und zum

 Beispiel Res-
taurants geschlossen w

erden. M
inister-

präsident 
Stefan 

Löfven 
versicherte,

dass die Regierung das G
esetz so w

enig
w

ie m
öglich anw

enden w
olle. Allerdings

ist fraglich, ob die neuen M
aßnahm

en
geeignet sind, das Pandem

iegeschehen

einzudäm
m

en. 
Als 

Reaktion 
auf 

die
neuen Regelungen erklärte der C

hef der
Volksgesundheitsbehörde, Johan C

arl-
son, Ansteckungen w

ürden derzeit vor
allem

 im
 privaten Raum

 und am
 Ar-

beitsplatz erfolgen – und in beiden Be-
reichen greife das neue G

esetz nicht.
Schw

edenexperte Jochem
 w

ertet das
Pandem

iegesetz daher vor allem
 als

Versuch der Regierung, sich endlich ak-
tiver in die C

orona-Politik einzum
i-

schen. D
ie Reaktion auf die Pandem

ie
orientierte sich zunächst an den Em

p-
fehlungen der Experten. „D

ie Politik
setzte sich lange Zeit in die zw

eite Rei-
he“, sagt Jochem

. D
iese auffällige Zu-

rückhaltung erklärt er auch dam
it, dass

die seit 2018 am
tierende rot-grüne M

in-
derheitsregierung

keine stabile M
ehr-

heit im
 Parlam

ent hat. U
m

 keine Fehler
zu m

achen und dam
it m

öglicherw
eise

eine Regierungskrise zu riskieren – die
Koalition stand schon zw

eim
al kurz da-

vor, sich aufzulösen –, w
urde die politi-

sche Verantw
ortung zunächst w

eitge-
hend der Behörde überlassen. D

iese
Strategie änderte sich erst im

 H
erbst,

als die U
m

fragew
erte für die Regierung

absackten. Sie reagiert m
it dem

 Pande-
m

iegesetz aber auch auf den w
achsen-

den D
ruck vonseiten der bürgerlichen

M
itteparteien, 

auf 
die 

M
inisterpräsi-

dent Löfven angew
iesen ist.

W
enn in D

eutschland über die schw
e-

dische C
orona-Politik diskutiert w

erde,
so Jochem

, gebe es entw
eder uneinge-

schränkte Bew
underung oder gnadenlo-

se Kritik: „D
as ist ja oft so, w

enn es um
den schw

edischen Sonderw
eg geht: D

ie
G

rautöne w
erden verschluckt.“ U

m
 zu

verstehen, w
arum

 die schw
edische Re-

gierung gerade die Patienten in den Al-
ten- und Pflegeheim

en
nicht ausrei-

chend schützen konnte und dam
it Ver-

trauen in der Bevölkerung verspielte,
verw

eist Jochem
 auf die Situation der

Altenpflege: „H
ierfür sind die Kom

m
u-

nen und Landkreise zuständig. D
iese

haben aber seit den 1990er-Jahren die-
sen Bereich w

eitgehend kaputtgespart.“
Schon vor der Pandem

ie hätten Be-
richte die Situation in den H

eim
en als

„kaum
 erträglich“ gebrandm

arkt. Es sei
w

eiter privatisiert w
orden, ohne die

Q
ualität der D

ienstleistungen ausrei-
chend überw

achen zu können. D
as Per-

sonal ist schlecht ausgebildet, die Aus-
stattung oft m

angelhaft. D
ie unabhängi-

ge C
orona-Kom

m
ission stellte in ihrem

ersten Teilbericht im
 D

ezem
ber erheb-

liche M
ängel beim

 Schutz der Pflegebe-
dürftigen fest. Jochem

 sagt: „D
ie C

oro-
na-Politik in Schw

eden scheiterte letzt-
lich auch an der D

ezentralisierung und
Privatisierung des schw

edischen W
ohl-

fahrtsstaats.“
D

ie m
eisten Alters- und Pflegeheim

e
haben keine M

öglichkeit, C
orona-Pa-

tienten zu beatm
en. O

ft hätten sich er-
krankte H

eim
bew

ohner nicht ins Kran-
kenhaus einw

eisen lassen, so Jochem
,

w
eil sie die schockierenden Bilder aus

dem
 italienischen Bergam

o noch vor
Augen hatten. O

der aber sie hatten in
einer Patientenverfügung erklärt, dass
sie nicht beatm

et w
erden w

ollten. So
konnten die Betroffenen in lebensbe-
drohlichen Situationen oft nicht ange-
m

essen versorgt w
erden. 

Von einem
 „gravierenden“ Vertrau-

ensverlust in die Regierung w
ill Schw

e-
denexperte Jochem

 noch nicht reden.
D

och die G
ew

issheiten des schw
edi-

schen W
ohlfahrtsstaats

lösen sich lang-
sam

 auf – auch w
enn die Infektionszah-

len in den Altenheim
en derzeit rückläu-

fig sind. M
it Blick auf die C

orona-Poli-
tik bedeutet das, eine neue Balance zw

i-
schen individueller Freiheit und gesell-
schaftlicher Sicherheit zu finden.

„D
ie Schw

eden verlieren das Vertrauen in den W
ohlfahrtsstaat“

In der C
orona-K

rise w
achsen Z

w
eifel an A

ltenpflege und
 K

om
petenz der R

egierenden. M
it neuem

 P
andem

iegesetz ist erstm
als ein Lockdow

n m
öglich


